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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 9a SB 69/05 B 

 

 

 
..............................................., 
 
 

Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ......................................................, 

 
 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Land Rheinland-Pfalz, 
vertreten durch den Präsidenten des Landesamtes für Soziales, 
Jugend und Versorgung, 
Baedekerstraße 2-10, 56073 Koblenz, 
 

Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 

 

 

Der 9a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 17. März 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d   sowie den Richter   M a s u c 

h und die Richterin   K n i c k r e h m 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Ur-

teil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 18. Oktober 2005 wird 

als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander auch für das Beschwerdeverfahren keine au-

ßergerichtlichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das Landessozialgericht Rheinland-Pfalz hat durch Urteil vom 18. Oktober 2005 die Berufung 

der Klägerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Trier vom 29. April 2004 zurückgewiesen und 

damit einen Anspruch der Klägerin auf Feststellung eines Grades der Behinderung von min-

destens 50 abgelehnt. Mit ihrer Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in diesem 

Urteil macht die Klägerin den in § 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) genannten Zulas-

sungsgrund grundsätzlicher Bedeutung der Rechtssache geltend.  

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin ist unzulässig, weil die dazu gegebene Begrün-

dung nicht den in § 160a Abs 2 Satz 3 SGG festgelegten Anforderungen genügt. 

 

Grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG hat eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Ein Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche 

Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus Grün-

den der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das 

angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu 

genügen, muss der Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1) eine konkrete 

Rechtsfrage, (2) ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3) ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit 

sowie (4) die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten 

Entscheidung, also eine Breitenwirkung (BSG SozR 1500 § 160 Nr 17 und § 160a Nr 7, 11, 13, 

31, 59, 65). 

 

Die Klägerin hat in der Beschwerdebegründung die von ihr für grundsätzlich bedeutsam gehal-

tene Frage aufgeworfen, ob die Anerkennung der Schwerbehinderteneigenschaft abgelehnt 

werden kann, wenn weder im Verwaltungsverfahren noch in den Gerichtsverfahren ein 

neutrales Sachverständigengutachten eingeholt worden ist und zudem zwei nach § 109 SGG 

eingeholte Sachverständigengutachten das Klagebegehren bestätigen. Sie hat aber nicht auf-

gezeigt, dass die Frage noch rechtsgrundsätzlich geklärt werden müsse. Es fehlt insoweit an 

einer hinreichenden Auseinandersetzung mit der einschlägigen höchstrichterlichen 

Rechtsprechung, um darzutun, dass sich die Frage danach nicht beantworten lässt.  

 

Die demnach nicht hinreichend begründete und damit unzulässige Beschwerde ist gemäß 

§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbsatz 2 iVm § 169 SGG ohne Hinzuziehung der ehrenamtlichen Richter 

zu verwerfen. 
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Die Kostenentscheidung beruht auf entsprechender Anwendung des § 193 SGG. 
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